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MehrheitwillCampus-AG
Die bürgerlichen Parteien imKantonsrat sprechen sich für dieGründung einer
Aktiengesellschaft aus,mit der dasHochschulareal inHorw total umgebaut werden soll.

Lukas Nussbaumer

Das Areal des Departements
Technik und Architektur der
Hochschule Luzern in Horw
wird in ein paar Jahren nicht
wiederzuerkennensein.DieLu-
zernerRegierungplantnämlich
Investitionenvon365Millionen
Franken, um auf dem Gelände
auch der Pädagogischen Hoch-
schule Platz bieten zu können.
Bis 2029 werden in Horw weit
über4000Studentenund1000
Angestellte lernenundarbeiten.

UnterEinhaltungder Schul-
denbremse könnte sich der
Kanton dieses Grossprojekt al-
lerdings nicht leisten. Deshalb
schlägt dieRegierungdieGrün-
dung einer AG vor, um die
Investitionsrechnung des Kan-
tonsnicht zubelasten.DieseLö-
sung hat gemäss der Exekutive
zweiweitereVorteile: So behal-
te der Kanton die Fäden in der
Hand, weil die Aktien zu 100
Prozent in seinem Besitz ver-
bleiben. Zudemkönne eine AG
flexibler auf aktuelle Entwick-
lungen reagieren, als dies der
Kanton imRahmen seiner poli-
tischen Prozesse tun könnte.

Die Mehrheit des Kantons-
rats stützt dieses Vorhaben der
Regierung, wie sich in der gest-
rigenDebatte zeigte.DieMehr-
heit derVotanten sprach sich für
den beantragten Sonderkredit
von 53,5 Millionen Franken als
Einlage in die AG aus. 21,4Mil-
lionen davon übernimmt der
Bund. Das letzteWort wird das

Volk haben: Die Abstimmung
soll im kommenden Frühjahr
durchgeführtwerden.Die gest-
rige Beratung widerspiegelt die
Ergebnisse der Vernehmlas-
sung: Bei CVP, FDP, SVP und
GLPkamendie regierungsrätli-
chen Pläne gut an, SP und Grü-
ne waren dagegen. Das gleiche
Bild zeigte sich in der Kommis-
sion für Verkehr und Bau, die
von Pius Kaufmann (CVP,Wig-
gen) präsidiert wird.

Hochschulausbau ja –
aberaufanderemWeg
Die Vertreter der bürgerlichen
ParteienCVP, SVPundFDPbe-
tontenwährendder rundeinein-
halbStundendauerndenDebat-
te wie die GLP, eine AG sei
zweck-undverhältnismässig. So
sei es «nicht Aufgabe des Kan-
tons, Immobilien zu bauen, die
andere benutzen», sagte etwa
ArminHartmann (SVP, Schlier-
bach). Auch Urs Marti (CVP,
Zell), SabineWermelinger (FDP,
Flühli) und András Özvegyi
(GLP, Luzern) begrüssten die
Auslagerung von Bau und Be-
trieb in eine AG.

SP und Grüne stellten sich
zwar ebenfalls hinter den Aus-
bau der Hochschule. Falsch sei
jedochderWegdazu,kritisierten
HasanCandanundMichael Le-
dergerber (beideSP,Luzern) so-
wie Maurus Frey (Grüne,
Kriens).«DieAuslagerung istein
finanzpolitischer ‹Schlungg›»,
warnteCandan.DerKantonLu-
zern habe das Departement In-

formatik nicht an den Kanton
Zug verloren, weil die politi-
schen Prozesse zu lange gedau-
ert hätten, wie bei der nun für
den Campus vorgesehenen AG
vorgebrachtwerde.Ledergerber
undFreywarnten, derKantons-
rat verliere mit dem Vorschlag
der Regierung an Einflussnah-
me. Statt eine AG zu gründen,
würde der Kanton Luzern ge-
scheiterdieSchuldenbremse lo-
ckern, fandLedergerber.

RegierungspräsidentundFi-
nanzdirektorRetoWyssentgeg-

nete, die Hochschule Luzern
brauche Flexibilität, um bei-
spielsweise die Zusammen-
arbeit zwischen Wirtschaft so-
wie Bildung und Forschung zu
intensivieren. Da die Aktien zu
100 Prozent imBesitz des Kan-
tons blieben, sei dieMitsprache
gewährleistet. Zudemwerdedie
AG erst 2024 gegründet, wenn
ausführungsreifeBauplänevor-
lägen. Die Mehrheit des Kan-
tonsrats sahdasgleichund lehn-
te einen vonHasan Candan ge-
stelltenRückweisungsantragab.

BacksteineoderHolz sind
nichtSachederStudenten
Gescheitert ist Candan gestern
auchmit seinemAntrag,dieVer-
gütung der Gremien des Cam-
pus, also von Verwaltungs- und
Beirat sowie Geschäftsleitung,
hätten sichnachder kantonalen
Besoldungsordnung zu richten.
Ebenfallsnichtwissenwolltedas
Parlament von der Forderung
CandansnachderEinsitznahme
eines Studentenvertreters im
Beirat.«Studentensollensichzu
Fragen des Studiums äussern
können,nichtdazu,obBackstei-
ne oder Holz als Baustoff ver-
wendetwerdensollen»,begrün-
deteRetoWyssdasNeinderRe-
gierung zu diesemAntrag.

Kurz diskutiert und verwor-
fen wurde das Begehren von
Maurus Frey, die Grundstücke
seien derAG imBaurecht abzu-
geben. Das hätte lautWyss und
SVP-SprecherArminHartmann
«mehrNach- als Vorteile».

Ja zuneuenRegeln
beiHeimtaxen
Ergänzungsleistungen Weildie
RegierungdiebisherigeBegren-
zung der bei den Ergänzungs-
leistungen maximal anrechen-
baren Heimtaxen von 141 auf
179 Franken erhöhen musste,
werdendieGemeindenzurKas-
se gebeten. Das ist eine Folge
des Kantonsgerichtsurteils von
Mitte Januar.

Die Auswirkungen auf die
Gemeinden sind jedoch unter-
schiedlich, weil die Heime auf
der Landschaft eher günstig
und jene in der Stadt undAgglo
Luzern teurer sind. Deshalb
werdendieHeimtaxennurnoch
bis zu 165 Franken solidarisch
von allenGemeindenmitfinan-
ziert. Der diese Grenze über-
steigende Teil geht zu Lasten
der Wohngemeinde, entschied
gestern die bürgerliche Mehr-
heit desKantonsrats aufAntrag
der Regierung.

Kantonsrat stellt sich
hinterRegierung
Abgelehnt hat der Kantonsrat
ein Postulat von Pia Engler (SP,
Kriens). Sie verlangte die Aus-
dehnungder rückwirkendenAn-
passungdermaximal anrechen-
baren Taxen auf die Jahre 2019
und 2018. Schliesslich habe das
Kantonsgericht festgehalten,
dass die anrechenbare Taxe auf
Jahre zurück zu tief angesetzt
worden sei, so Engler.

DieseForderungwäre«prak-
tisch nicht umsetzbar», entgeg-
neteGesundheits- undSozialdi-
rektor Guido Graf. Ausserdem
seiendieWertenichtbewusst zu
tief angesetztworden.DerKan-
tonsrat lehnte sodannaucheine
teilweiseErheblicherklärungdes
Vorstosses ab. (nus)

«DieAus-
lagerung ist
einfinanz-
politischer
‹Schlungg›.»

HasanCandan
Kantonsrat SP, Luzern

Bewilligungspflicht
fürGemeinschaftspraxen
Mit dem Ja zur Revision desGesundheitsgesetzes schafft
der Kanton dieGrundlagen für verschiedene Projekte.

Das Gesundheitsgesetz von
2006 wird angepasst. Das
kommt bei denParteien gut an.
Die Parlamentarier begrüssten
die Revision gestern einstim-
mig. JimWolanin (FDP,Neuen-
kirch) präsidiert die Kommis-
sion fürGesundheit, Arbeit und
soziale Sicherheit und betont:
«DieRevisionmodernisiert das
Gesetz und stattet dieses zeit-
gemäss aus.»

Mit derRevisionwerdendie
rechtlichen Grundlagen für die
Ausübungbewilligungspflichti-
ger Berufe harmonisiert.
Ausserdemwird bei der Natur-
heilpraktik die Bewilligungs-
pflicht wieder eingeführt. Eine
Bewilligungspflicht gilt künftig
auch für Arzt-, Zahnarzt- und
Chiropraktikpraxen, die als
Gruppen- oderGemeinschafts-
praxen betriebenwerden.

Grundlagen fürergänzende
Versorgunggeschaffen
Thematisiertwurde indenVoten
vor allem die Schaffung der
Grundlagen für die ergänzende
Versorgung. So soll einvonKan-
tonundGemeindenfinanzierter,
mobiler Palliative-Care-Dienst
mehr Menschen am Lebensen-
dedasSterbenzuHauseermög-
lichen. Das Angebot, das auf

einen Vorstoss von Gerda Jung
(CVP,Hildisrieden) zurückgeht,
soll nun gesetzlich verankert
werden. Hannes Koch (Grüne,
Horw) begrüsst das Vorgehen:
«Die integrierte Versorgung
muss vorangetrieben werden.
DieAnschubfinanzierungdieses
ambulanten Dienstes ist ein
Schritt indieseRichtung.»Clau-
diaHuser (GLP, Luzern)warnte
zwarvorProjektitis,meinteaber:
«Die Revision legt die Basis für
innovativeProjekte.»Dabeiver-
wies sie auf die Hebammenver-
mittlung, die als Pilot geführt
wird. Gesundheits- und Sozial-
direktor Guido Graf (CVP) ver-
wiesaufmöglicheEinsparungen
durch integrierte Versorgung.

Ein Antrag von Jasmin Ur-
sprung (SVP, Udligenswil), bei
derFinanzierung fürdenPallia-
tive-Care-Dienst auf eine Pool-
lösung zwischen den Gemein-
den zu verzichten, wurde abge-
lehnt. Ebenso wie ihr Antrag,
Gesundheitsinstitutionen zu
verpflichten, einen Vorrat an
Schutzmaterial vor übertragba-
renKrankheitenbereithalten zu
müssen. Chancenlos war auch
Marcel Budmiger (SP, Luzern).
Er forderte in einemAntrag, die
freieArztwahl explizit imGesetz
zu ergänzen. (rt)

OhneMaskekeinMittagessen

Die 120LuzernerKantonsräte debattierten gesternwie schon imMai und Juni in denHallen
derMesse Luzern auf der Allmend. ImGegensatz zu den letzten beiden Sessionen galt dies-
mal beimWarten auf dasMittagessen sowie bei allenEin- undAusgängeneineMaskenpflicht.
Sie wurde ausnahmslos eingehalten. Bild: Pius Amrein (7. September 2020)

Wechsel bei
FDPundSVP
Fraktionen Die Hitzkircherin
Luzia Syfrig ersetzt innerhalb
der FDP Othmar Amrein
(Eschenbach). Amrein (58) tritt
an der Oktobersession aus be-
ruflichen Gründen ab. Bei der
SVPhört der 51-jährigeRothen-
burgerMarcel Omlin aus per-
sönlichenundberuflichenGrün-
den Ende November auf. Seine
Nachfolge ist offen. (nus)

FürBericht zur
politischenKultur
Motion Der Kantonsrat hat den
Planungsbericht zur politischen
Kultur und Zusammenarbeit
gestern zur Kenntnis genom-
men. SVP-Regierungsrat Paul
Winiker weibelte vergeblich für
zustimmende Kenntnisnahme.
Im Bericht stellt die Regierung
16Massnahmen vor, mit denen
diepolitischeKulturundZusam-
menarbeit verbessert werden
soll. Sie reichenvonmehrTrans-
parenz bei Projekten über eine
Optimierung bei Vernehmlas-
sungen bis zu einer Diskussion
über dasÖffentlichkeitsprinzip.

Das Parlament hatte die Re-
gierung Ende 2017 mittels Mo-
tion verpflichtet, einen Bericht
zur politischen Kultur zu erstel-
len. Der Vorstoss war von Mit-
gliedern sämtlicher Parteien
unterzeichnet worden. Begrün-
det wurde die Motion unter an-
deremdamit,dassdasKlimawe-
genSparmassnahmenundeiner
Polarisierung gelitten habe.

DieLuzernerRegierung soll
nun in zwei JahreneinenStatus-
bericht vorlegen. (rt)


